
            

       

     Standort  2. Änderung

  Übersichtsplan Wohngebiet „ Lindenstraße 2“ in Großdeuben

  Katastervermerk:
  Der katastermäßige Bestand vom ...................innerhalb des Gel
  tungsbe reiches des  Bebauungsplanes wird als richtig dargestellt 
  bescheinigt. Der  Plan ist zur  Entnahme  von Maßen der bestehenden
  Katstergrenzen nicht geeignet.

  
  Borna, den       Unterschrift/Siegel

Maßnahme 3:  Durchgrünung des Baugebietes entlang der Straßen § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 
Im Allgemeinen Wohngebiet sind entlang der Planstraße F (auch im Erweiterungsgebiet) innerhalb 
der „Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen“ Bäume 
zu pflanzen. Je Baugrundstück ist dabei ein klein- oder mittelkroniger Laubbaum oder ein 
hochstämmiger Obstbaum fachgerecht zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. (Qualität und 
Größenbindung: Hochstämme 2 x verpflanzt; Stammdurchmesser 10 - 12 cm). Je Baum ist 
eine offene Bodenfläche von mindestens 6 m² vorzusehen. Die bepflanzten Vorgartenflächen 
dürfen durch Einfriedungen nicht verdeckt werden. Einfriedungen dürfen entlang der öffentlichen 
Verkehrswege maximal 1,20 m hoch sein. 

Auswahl besonders geeigneter Arten klein- bis mittelkroniger Laubbäume für das Plangebiet sind:
  Acer campestre -  Feldahorn (mk)
  Prunus avium  -  Vogelkirsche (mk)
  Pyrus pyraster  -  Wildbirne (mk)
  Sorbus aucuparia -  Eberesche (mk)

Besonders geeignete Obstsorten sind [Quelle: SMUL; 2003]:
  Apfelsorten:    Lunower
  Altländer Pfannkuchenapfel  Maunzen
  Auralia     Melrose
  Bittenfelder    Min.v. Hammerstein
  Blenheim    Piros
  Bohnapfel    Prinz A. v. Preußen
  Brettacher    Prinzenapfel
  Carola     Reka
  Oulon - Renette   Relinda
  Ülmener Rosenapfel   Retina
  Finkenwerder Herbstprinz  Rheinischer Krummstiel
  Fischer    Riesenboken
  Geflammter Kardinal   Rote Sternrenette
  Glockenapfel    Roter Eiserapfel
  Rahams Jubiläumsapfel  Roter Gravensteiner
  Halberstädter Junfernapfel  Schöner v. Herrnhut
  Helios     Schöner v. Nordhausen
  Jakob     Winterrambour
  Kaiser Wilhelm   Zaubergäu-Renelt
  Krügers Dickstiel
Birnensorten:    
  Armida     Pastorenbirne
  Bunte Julibirne   Petersbirne
  Clairgeau    Phillipsbirne
  Eckehard    Pitmaston
  Gute Graue    Poiteau
  Köstliche von Charneu  Thimo
  Lucius     Triumph v. Vienne
  Marianne    Paris
Süßkirschen:
  Altenburger Melonenkirsche  Fromms Herz
  Bianca     Kassins Frühe
  Büttners Rote Knorpel  Namara
  Dönissens Gelbe   Teikners Schwarze Herzkirsche
  Drogans Gelbe Knorpel  Türkine Namosa
  Durone de Vignola

Klargestellt wird: Hochstämme sind Obstbäume mit einem Kronenansatz von mindestens 160 cm 
bis 180 cm. 

IX. Festsetzungen zum Artenschutz (§ 9 Abs.1 Nr. 20 BauGB)
Maßnahmen zur Vermeidung und zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität

1. Artenschutzrechtliche Betrachtung gemäß Fachgutachten vom 04.10.2021
Mit Hilfe vorhandener Daten und den vorgefundenen Habitatstrukturen wurde das Vorkommen von 
Arten der o.g Artengruppen abgeschätzt. Potenzielle Fortpflanzungs- und Ruhestätten für die oben 
genannten Artengruppen sind im Untersuchungsgebiet momentan nicht vorhanden. Das Gelände 
ist frei von Gehölzstrukturen. schutz-bietende Stauden und Gräser sind nicht vorhanden. Die 
vorkommenden niedrigwüchsigen Pionierpflanzen weisen einen geringen Deckungsgrad auf und 
bieten kaum Nahrung für Insekten, die wiederum Arten der o.g. Artengruppen als Nahrung dienen 
könnten. Für verbleibende potenziell vorkommende Arten wird anhand des 
§ 44 Abs. 1 BNatSchG das Eintreten der Verbotstatbestände geprüft. 

In einer ersten Abschätzung können Tötungen von Individuen sowie die Zerstörung von Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten von Arten der o.g. Artengruppen aufgrund fehlender Strukturen auf der zu 
betrachtenden Fläche ausgeschlossen werden. 

2. Begrenzung der Zeit der Baufeldfreimachung:
Kann die zeitliche Begrenzung der Baufeldfreimachung innerhalb von 3 Jahren nicht eingehalten 
werden, sind die Flächen vorher erneut zu kontrollieren ob Vogelbruten stattfinden. Ist im Ergebnis 
der Untersuchungen festzustellen, dass das Schädigungs- bzw. Störungsverbot eintreten könnte, 
so ist zu prüfen ob die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang gewahrt wird und ob die Störung 
zu keiner Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population führt. Ist dies der Fall, 
dann ist weder das Schädigungsverbot nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 und 3 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG noch 
das Störungsverbot nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG erfüllt und es kann innerhalb 
der Brutzeit gebaut werden. Treten das Schädigungsverbot und / oder das Störungsverbot ein, sind 
die naturschutzfachlichen Voraussetzungen für eine ausnahmsweise Zulassung des Vorhabens 
nach § 45 Abs. 7 BNatSchG zu prüfen oder alternativ muss mit der Baufeldfreimachung bis zum 
Ende der Brutzeit gewartet werden. 

X. Kompensationsmaßnahmen 
Die geplante südliche Erweiterungsfläche befindet sich vorwiegend auf der als Kompensation für 
die Bebauung im WA 1-6  vorgesehenen Fläche. In Abstimmung mit dem Umweltamt des Landkrei-
ses Leipzig wurde  als Ersatz für diese Fläche eine Aufforstung mit Wiesenfläche am Standort 
Kitzscher bereits im Juni 2020 realisiert und vom Umweltamt abgenommen.  Der dauerhafte 
Fortbestand der Maßnahme wird vom Staatsbetrieb Sachsenforst abgesichert. 

Durch die in den grünordnerischen Festsetzungen genannten Vermeidungs- und 
Minderungsmaßnahmen kann die Beeinträchtigung von Natur und Landschaft minimiert werden. 
Verbleibende erhebliche Eingriffe stellen die vorhabenbedingte dauerhafte Bodenversiegelung 
sowie die Inanspruchnahme von Bäumen, Gebüsch, einer Weidefläche und einer Ruderalflur dar. 
Die verbleibenden Eingriffe sind gemäß § 15 BnatSchG zu kompensieren.

Kompensation Einzelbäume
Im Rahmen der Beräumung der Erweiterungsfläche wurden maximal 10 Bäume gerodet. Gemäß 
Baumschutz-satzung der Stadt Böhlen sind dafür 2-4 neue Bäume zu pflanzen. Mit Umsetzung der 
Maßnahme 3 kann Ersatz für 2 gerodete Bäume geschaffen werden. Für die 8 weiteren gerodeten 
Bäume wurde nach Tab. 9 (Umweltbe-richt) einer flächigen Kompensation zugeordnet.

Dafür sind entweder eine geeignete Aufforstungsfläche vertraglich zu sichern, bzw. entsprechende 
Ökopunkte zu erwerben. Dieser Vorgang ist noch nicht abgeschlossen.

XI. Immissionsschutz (§ 9 Abs. 1 Nr. 23 und 24 BauGB)

Lärmschutz (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)  Straßen- und Schienenverkehrsemissionen
Auf die geplante Erweiterung sind die  Festsetzungen zum Lärmschutz gemäß Schallimmissions-
prognose  vom 09.11.2021 anzuwenden. Ein Lärmschutzwall zur Bahnlinie wird in diesem Bereich 
nicht errichtet.

Für die geplante Wohnbebauung müssen  lärmmindernde bauliche Maßnahmen, (z.B. Orientierung 
der Schlafräume nach Westen, Einbau von  Schallschutzfenstern) getroffen werden. Mit den 
Anträgen auf Genehmigungsfreistellung bzw. den Bauanträgen ist der Nachweis zum Schutz 
gegen Außenlärm (Wände/Decken/Fenster) zu erbringen.

XIII. Boden / Baugrund (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  

1. Baugrunduntersuchungen 
Zur Klärung der standortkonkreten geologischen Verhältnisse müssen generell vor jedem Bauvor-
haben Baugrunduntersuchungen in Anlehnung an die DIN 4020 / DIN EN 1997-2 durchgeführt 
werden. Bohrungen sind gegenüber dem Landesamt f. Umwelt, Landwirtschaft und Geologie 
anzeige- und ergebnismitteilungspflichtig.

Auch für nicht altlastenverdächtigen Flächen ist aufgrund der früheren bzw. bestehenden Nut-
zungen, eine Verunreinigung des Bodens und eine Beeinträchtigung des Grundwassers nicht 
auszuschließen. Entsprechend § 3 Abs. 3 BBodSchG i.V.m. § 10 Abs. 2 SächsABG sind 
bekannt gewordene oder selbst verursachte, schädliche Bodenverunreinigungen oder Altlasten 
unverzüglich der zuständigen Behörde zu melden. 

2. Niederschlagswasser / Grundwasser

Das gesamte Plangebiet befindet sich im Geltungsbereich des Betriebsplanes „Folgen des Grund-
wasserwiederanstieges“ des ehemaligen Braunkohlentagebaues „Zwenkau“. Bei der Errichtung 
von Kellern ist der Wiederanstieg des Grundwassers zu prognostizieren und  zu berücksichtigen. 
Das anfallende Niederschlagswasser im Wohngebiet ist zu versickern. Im Versickerungsgutachten 
des Baugrundbüros Barthel (öbuv) vom 10.04.2013 ist die Versickerungsfähigkeit des Untergrun-
des nachgewiesen. Das Niederschlagswasser der privaten Planstraße und der Baugrundstücke 
muss auf den privaten, angeschlossenen Grundstücken versickert werden. Es darf nicht über die 
öffentlichen Straßen in das Abwassersystem eingeleitet werden.

3. Hohlräume

Das Vorhaben grenzt an den Abschlussbetriebsplan des Braunkohletagebaues „Zwenkau“, 
Betriebs-Nr. 6404, und somit an gewachsenes und verkipptes Gelände an. Zudem grenzt das 
Vorhabengebiet an den Bereich der Leipziger Braunkohlenwerke in Großstädteln 1873-1910 mit 
unterirdischen Hohlräumen (Altbergbau unter Bergaufsicht) an. Erwartete Hohlräume auf den 
Baugrundstücken sind zu erkunden und zu sanieren. Die Maßnahmen sind gegenüber dem 
Sächsischen Oberbergamt anzeige- und ergebnismitteilungspflichtig.

 Stadt Böhlen
 Stadtteil Großdeuben
 Bebauungsplan „Lindenstraße 2“
 2. Änderung 

   M 1 : 1000       Entwurf vom 25. Februar 2022                             
        
       
Kartengrundlage Digitale Flurkarte Vermessungsamt Borna, Gemarkung Probstdeuben 
Flurstücke Allgemeines Wohngebiet:

Flurstücke Allgemeines Wohngebiet
2. Änderung Flurstück : 48/61, 53/42, Teil aus 48/64, Teil aus 48/65

Bearbeiter:
Bebauungsplanung:  Entwurfsatelier T. Larisch, Windorfer Str. 25c in 04229 Leipzig
          Tel. 0341-3017765, e-mail: ateliertdl@gmx.de
Grünordnungsplan:  Gerstgraser Ingenieurbüro für Renaturierung, An der Pastoa 13, 
und Artenschutz 03042 Cottbus, Tel. 0355-483890 , email: info@gerstgraser.de 
Schallimmissions- AKIB Bauplanung und Bauphysik, Erhardstraße 1, 04229 Leipzig, 
prognose  Tel. 0341-271488-0, email: info@akib-leipzig.de  
Versickerungs- Baugrundbüro Barthel, ö.b.u.v., Magdeborner Straße 9, Markkleeberg
gutachten (2013) 

Satzung
Die Stadt Böhlen erlässt gemäß § 2 Abs.1 §§ 2a, 9 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB) 
In der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 10. September 2021 (BGBl.I S 4147) m.W.v. 15. September 2021

 

 2. Änderung des Bebauungsplanes „Lindenstraße 2“
      

Böhlen, den 
Ort Datum Siegel                    Der Bürgermeister

      

 

C Verfahrensvermerke

1. Der Bebauungsplan wurde nach § 2 Abs.1 und 4 BauGB aufgrund des Beschlusses des Stadtrates 
Nr........  vom .......  aufgestellt. Der Beschluss wurde am .......  im Amtsblatt der Stadt Böhlen öffentlich 
bekanntgemacht.

Böhlen, den 
Ort Datum Siegel             Der Bürgermeister

2. Die frühzeitige Beteiligung der Bürger zum Entwurf des Bebauungsplanes nach § 3 Abs. 1   BauGB 
erfolgte nach  Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Böhlen vom ........................ in der Ratssitzung 
am ............

Böhlen, den 
Ort Datum Siegel             Der Bürgermeister

3. Der Entwurf zum Bebauungsplan in der Fassung vom 25.Februar 2022  wurde  aufgrund des 
Beschlusses des Stadtrates Nr. ................ vom ............. gebilligt und zur öffentlichen Auslegung 
bestimmt.  Der Beschluss wurde am ......... im Amtsblatt der Stadt Böhlen öffentlich bekanntgemacht.

Böhlen, den 
Ort Datum Siegel             Der Bürgermeister

4. Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs.2 BauGB, sowie die öffentliche 
Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB des Entwurfes des Bebauungsplanes in der Fassung vom .......  
hat in der Zeit vom ....... bis .......  stattgefunden. Die Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben 
vom .......  zur Stellungnahme aufgefordert.
Der Stadtrat machte von § 4a Abs. 2 BauGB Gebrauch, beide Verfahren gleichzeitig durchzuführen.

Böhlen, den 
Ort Datum Siegel             Der Bürgermeister

5. Der Stadtrat hat die vorgebrachten Anregungen der Bürger und die Stellungnahmen der Träger 
öffentlicher Belange in der öffentlichen Sitzung am ....... geprüft. Alle Einzelpunkte der Abwägung 
wurden in einem Beschluss Nr. .......  zusammengefasst. Das Ergebnis ist im Amtsblatt vom .......  
mitgeteilt worden.

Böhlen, den 
Ort Datum Siegel             Der Bürgermeister

6. Der Bebauungsplan bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text(Teil B), wurde nach 
§ 10 Abs.2 BauGB vom Stadtrat mit Beschl.Nr. .................... am ...........................   beschlossen. 
Die Begründung mit Umweltbericht dazu wurden gebilligt.  Das Ergebnis ist im Amtsblatt vom ....... 
..................... mitgeteilt worden.

Böhlen, den 
Ort Datum Siegel             Der Bürgermeister

7. Der Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung und die Begründung mit Umweltbericht 
dazu, wurden vom Landkreises Leipzig am..................Az.: ............................, genehmigt.

Böhlen, den 
Ort Datum Siegel             Der Bürgermeister

8. Der Bebauungsplan bestehend aus Planzeichnung und Begründung mit Umweltbericht wurde 
am............................. ausgefertigt.

Böhlen, den 
Ort Datum Siegel             Der Bürgermeister

9.Die Erteilung der Genehmigung des Bebauungsplanes der Stadt Böhlen 2. Änderung „Linden-
straße 2“ mit Begründung, dem Umweltbericht und der zusammenfassenden Erklärung nach § 10 
Abs. 4 sowie die Stelle, bei der der Plan auf Dauer während der Dienststunden von jedermann einge-
sehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, ist im Amtsblatt Nr. ....................am 
.................................... bekannt gemacht worden. 
In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften und von Mängeln der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen und weiter auf Fälligkeit und 
Erlöschen von Entschädigungsansprüchen hingewiesen worden. 

Böhlen, den 
Ort Datum Siegel                    Der Bürgermeister

XVI. Nachrichtliche Übernahmen, Kennzeichnungen, Hinweise

1. Grünordnerische Hinweise
Bodenschutz (§ 202 BauGB, § 4 BBodSchG)
Bodenverdichtungen sind auf das für die Baumaßnahmen unumgängliche Maß zu beschränken. 
Im Bereich der geplanten Baumaßnahmen ist der kulturfähige Oberboden vor Beginn der 
Bauarbeiten fachgerecht zu sichern, zu lagern und einer Wiederverwendung zuzuführen.
Baulich nicht beanspruchte Böden sind vor negativen Einwirkungen wie Schadstoffkontaminatio-
nen, Erosionen und Verdichtungen sowie sonstige  Devastierungen zu schützen. Geschädigte 
Böden, welche  nicht mehr für die Baumaßnahmen in Anspruch genommen werden, sind zu 
rekultivieren; die Bodenfunktionen sind wiederherzustellen. Boden ist nicht als Abfall (im Sinne 
des § 3 Kreislaufwirtschaftsgesetz) abzulagern. Bei der Aufbringung von Bodenmaterial zur 
Herstellung der natürlichen Bodenfunktionen sind die Vorsorgewerte nach Ziffer 4 Anhang 2 
BBodSchV in Verbindung mit den Zuordnungswert Z0/Z0* gemäß Anforderung an die stoffliche 
Verwertung von mineralischen Abfällen: Teil II, 1.2. Bodenmaterial; LAGA TR Boden 2004 einzu-
halten. Während der Grundstücksberäumung oder bei Bauarbeiten auftretende nicht bekannte 
altlastenrelevante Sachverhalte (z.B. Auffinden von Abfall, organoleptische Auffälligkeiten) sind 
zu dokumentieren. Das Landratsamt Landkreis Leipzig ist darüber umgehend zu informieren.

Einhaltung des Waldabstandes nach § 25 SächsWaldG
Zur Einhaltung des § 25 SächsWaldG (30 m- Abstandslinie) wurde im B-Plan eine entsprechende 
Signatur angegeben. Feuer sollen auf den eigenen Grundstücken zum Wald nach § 15 Abs. 2 Nr. 
4 SächsWaldG ebenfalls einen Abstand von mindestens 30 m zum Wald einhalten.

Grenzabstände für Bäume und Sträucher
Bei allen Gehölzpflanzungen sind die im Sächsischen Nachbarrechtsgesetz (SächsNRG) festge-
legten Grenzabstände für Bäume und Sträucher einzuhalten, sofern zwischen den Nachbarn 
keine abweichende Vereinbarung (nach § 3 SächsNRG) getroffen wurde.
Abstände gemäß § 9 SächsNRG: Pflanzungen innerhalb von Ortschaften müssen mind. 0,5 m 
und bei Gehölzen mit einer Höhe von über 2 m mind. 2 m entfernt von den privaten Grund-
stücksgrenzen erfolgen.

Regenwasserversickerung
Das auf den neu befestigten Flächen anfallende Niederschlagswasser ist zu nutzen, durch 
geeignete Maßnahmen zurückzuhalten, flächenhaft zu versickern (insoweit es die am Standort 
gegebenen hydrogeologischen Gegebenheiten erlauben) bzw. zu verdunsten. Das von den 
Dachflächen abfließende Regenwasser sollte in geeignete Auffangbehälter geleitet werden und 
dann als Grauwasser wieder verwendet werden.
Erlauben die hydrogeologischen Gegebenheiten eine Versickerung von Niederschlagswasser 
sind bei der Planung von Versickerungseinrichtungen die Hinweise und Bestimmungen des 
Arbeitsblattes 138 der Abwassertechnischen Vereinigung (ATV) zu beachten. Bei Einhaltung ent-
sprechender Voraussetzungen der Erlaubnisfreiheits-Verordnung (ErlFreihVO) vom 12.09.2001 
ist die Versickerung von Niederschlagswasser von Einfamilienhäusern  ohne weitere Zustim-
mung der Unteren Wasserbehörde zulässig. Für Versickerungen von gewerblichen Einrichtungen 
und Straßen, ist die Zustimmung der Unteren Wasserbehörde einzuholen.

Fertigstellung der Grünflächen
Die Fertigstellung und Bepflanzung der Grünflächen muss spätestens 12 Monate nach Beendi-
gung der Baumaßnahmen abgeschlossen sein. Wird die Bebauung abschnittsweise realisiert, 
sind auch die für diese Bereiche festgelegten grünordnerischen Maßnahmen innerhalb eines 
Jahres, nach Beendigung der Baumaßnahme, durchzuführen.

2. Ver- und Entsorgungsleitungen, Verkehr und Pflanzungen

2.1. Zu den bestehenden (auch stillgelegten) Leitungen sind die vertikalen und horizontalen 
Schutzabstände einzuhalten. Daraus können sich Einschränkungen im Hinblick auf die bauliche 
Ausnutzbarkeit der Grundstücke sowie auf die Gestaltung der Grünflächen ergeben. Bau- und 
Pflanzmaßnahmen sind mit dem Leitungsbetreiber abzustimmen.

2.2. Im Bereich der unterirdisch vorhandenen Versorgungsleitungen wird vor der Realisierung 
geplanter Maßnahmen eine Einweisung zur genauen Lage dieser Leitungen durch den Leitungs-
betreiber sowie eine technische Abstimmung zu Änderung und/oder Sicherung der Leitungen 
erforderlich.

3. Artenschutz (§ 25 Abs. 1 SächsNatSchG; § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG)
Gehölzrodungen und Baumfällarbeiten sind im Zeitraum vom 01.Oktober bis zum 28.Februar 
durchzuführen. Ausnahmen von dieser Regelung kann die untere Naturschutzbehörde zulassen, 
wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen und die Maßnahmen die Belange des Arten-
schutzes nicht beeinträchtigen. Vor geplanten Abbruchmaßnahmen sind die baulichen Anlagen 
bezüglich des Artenschutzes zu untersuchen.

4. Vermessungs- und Grenzmarken
Im Plangebiet können sich Vermessungs- und Grenzmarken befinden, die zu sichern sind.

5. Das Gelände gilt nicht als kampfmittelgefährdet. Ein Absuchen ist nicht erforderlich.

6. Archäologie (§ 9 Abs. 6 BauGB)
Das Bebauungsplangebiet liegt nach Aussage der Unterene Denkmalschutzbehörde in einem 
archäologischen Relevanzbereich. Vor Bodeneingriffen ist ein Antrag auf denkmalschutzrechtli-
che Genehmigung gem. § 14 SächsDSchG (Antragsformular Landkreis online) zu stellen. Der 
Vorhabenträger hat eine Flächenplanierung vorzunehmen.

7. Natürliche Radioaktivität im Boden 
Das Plangebiet liegt in einem Gebiet, in dem wahrscheinlich erhöhte Radonkonzentrationen in 
der Bodenluft vorkommen. Gemäß Strahlenschutzgesetz von 2017 wurde zum Schutz vor Radon 
für Aufenthaltsräume und Arbeitsplätze mit Innenräumen ein Referenzwert für die über das Jahr 
gemittelte Radon -222-Aktivitätskonzentration in der Luft von 300 Bq/m² festgeschrieben.
Zum vorsorgenden Schutz vor erhöhter Strahlenbelastung durch Zutritt von Radon in Aufent-
haltsräume wird bei Neubauten eine standortbezogene Untersuchung empfohlen. 

8. Bergmännische Grubenbaue
Ehemalige Entwässerungsstrecken sind nachweislich verfüllt worden. Es ist dennoch ein Restri-
siko vorhanden, dass Tagesbrüche in der 1. und 2. Sohle auftreten können. Dieses Restrisiko 
stellt im Allgemeinen keine Gefahr für die öffentliche Sicherheit dar, sollte bei einer Bebauung 
jedoch berücksichtigt werden. (Siehe Stellungnahme der LMBV mit Anlage) Die Verwahrungen 
erfolgten mittels Braunkohlenfilterasche. Die Entwässerungsstrecken liegen 40 - 60 m unter 
OKG.

Teil B Festsetzungen durch Text

I. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB)

1. Allgemeines Wohngebiet WA  (§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB, § 4 BauNVO)
Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen.

Zulässig sind:
nach § 4 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO. Wohngebäude und
nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO: nicht störende Handwerksbetriebe.
Nicht zulässig sind:
nach § 4 Abs.2 Nr. 2 BauNVO: Läden, Schank- und Speisewirtschaften,
nach § 4 Abs. 2 Nr.3 BauNVO: Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 
sportliche Zwecke und Einrichtungen nach § 4 Abs. 3 Nr. 1-5 BauNVO.

II. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB, §§ 16-20 BauNVO)
1. Grundflächenzahl (§ 16 Abs.2 Nr.1 BauNVO und  §19 BauNVO)
Die Grundflächenzahl (GRZ) wird in den Baugebieten entsprechend den Planeinschrieben festge-
setzt, Allgemeines Wohngebiet 0,4.

2. Zahl der Vollgeschosse (§ 16 Abs. 2 Nr. 3, § 20 BauNVO)
Die Geschossigkeit wird in den Baugebieten entsprechend den Planeinschrieben festgesetzt. 

III. Bauweise (§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB, § 22 Abs. 1, 2 BauNVO)
Im Allgemeinen Wohngebiet ist eine offene Bauweise vorgeschrieben, Hausgruppen sind nicht 
zulässig.

IV. Überbaubare Grundstücksflächen (§ 23 BauNVO)

1. Baugrenzen
Die Bebauung muss innerhalb der Baugrenzen gemäß Planeinschrieb erfolgen. Stellplätze und 
Garagen sind nur innerhalb der Baugrenzen zu errichten. 

2. Untergeordnete Nebenanlagen (§ 9 Abs.1 Nr.4 BauGB, § 14 Abs.1, § 23 Abs. 5 BauNVO)
Sie sind nach § 23 Abs. 5 BauNVO auf den nichtüberbaubaren Grundstücksflächen zugelassen. 
Gebäude nach  § 2 Abs. 2 SächsBO und Feuerstätten sind innerhalb des Waldabstandes nicht 
zugelassen. Technische Anlagen der Ver- und Entsorgung sind im gesamten Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes zulässig, sofern sie unterirdisch errichtet werden. Oberirdische technische Anla-
gen dürfen nur auf den überbaubaren Flächen eingeordnet werden. Bauliche Anlagen (Gebäude 
nach § 2 Abs. 2 SächsBO) und Feuerstätten müssen nach § 25 Abs. 3 SächsWG grundsätzlich 
einen Abstand von  30 m zum Waldrand, entsprechend der im Plan eingetragenen Waldabstands-
linie, einhalten. 

3. Flächen für Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs.1 Nr.4 und Nr.11 BauGB, §§ 12,14 BauNVO)
Stellplätze und private Verkehrsflächen sind, sofern sie nicht zweckgebunden ausgewiesen und 
zugeordnet sind, nur innerhalb der Baufelder zugelassen. Sie sind mit wasserdurchlässigem Belag 
auszubilden, Pflanzflächen können für die zulässigen Grundstückszu- und ausfahrten unterbrochen 
werden.

Rechtwinklig zur Straße stehende Garagen müssen zur öffentlichen Verkehrsfläche einen Abstand 
von 5 m einhalten. Stellplätze sind auf dem eigenen Grundstück oder einem ausschließlich dafür 
vorgesehenen Grundstück nachzuweisen. Die SächsStellplGarVO ist einzuhalten. 

Für Zufahrten zu den Grundstücken dürfen die Festsetzungen zur Maßnahme 3 unterbrochen 
werden.

V. Verkehrsflächen (§ 9 Abs.1 Nr.11 BauGB)

1. Private und öffentliche Straßenflächen
1.1. Die geplante private Erschließungsstraße der südlichen Erweiterungsfläche hat eine Breite 
von 5,0 m und eine Länge von ca. 75 m. Die Straße besitzt eine Wendemöglichkeit für PKW, die 
nicht für Müllfahrzeuge geeignet ist. Die notwendige Ausrundung der Straße im Anschluss an den 
vorhandenen Wendehammer (B-Plan 1. Änderung) ist privatrechtlich im Flurstück 48/65 zu sichern. 
Die Verkehrsflächen sind durch Begrenzungslinien gekennzeichnete Straßenflächen. 

1.2. Die Erschließung der Gartenfläche (Flurstück teil von 48/64) erfolgt über eine 1,50 m breite 
Zuwegung für den Geh- und Radverkehr, die privatrechtlich im Flurstück 53/42 zu sichern ist.

2. Sichtfelder an Knotenpunkten
Im Bereich von Knotenpunkten an den Ein- und Ausfahrten zum Bebauungsplangebiet sind ausrei-
chende Sichtfelder  zu gewährleisten. Innerhalb dieser Sichtfelder sind in einer Höhe zwischen 
0,80 m und  2,50 m parkende Fahrzeuge, Einbauten und Bewuchs nicht zulässig.

3. Zufahrten
Zufahrten zu den einzelnenen Baugrundstücken dürfen  an der Grundstückslinie maximal 3 m 
breit sein.

VI. Führung von Versorgungsanlagen und Leitungen (§9 Abs. 1 Nr. 9, 12, 
13  und Nr. 21 BauGB)

1. Geplante Versorgungsleitungen 
Die Leitungen sind unterirdisch zu verlegen. Vorhandene und nicht mehr benötigte Ver- und Entsor-
gungsleitungen sind bei Erfordernis zurückzubauen. Die öffentliche Kanalisation im Bereich des 
WA (südlicher Abschnitt Zeschwitzer Straße) wird im Trennsystem ausgeführt, das Straßenwasser 
muss von  einem  Staukanal aufgenommen und versickert werden. Die Versickerung ist mit der 
Straßenplanung nachzuweisen.

2. Flächen für die Löschwasserbereitstellung (§ 9 Abs. 1, Pkt. 9 u.12)
Für das MI-Gebiet kann die Löschwasserversorgung nach Aussage der KWL von der vorhandenen 
Hauptwasserleitung DN 200 St im Gebiet gewährleistet werden. Über die vorhandenen Hydranten  
ist eine Löschwassermenge von 48 m³/h (bis 2 Geschosse) bei einem Mindestdruck von 1,5 bar 
für 2 h für die bestehenden Betriebe und geplanten Neubauten gewährleistet. Für das Allgemeine 
Wohngebiet sind nach Herstellung der Erschließungsanlagen Ausflussmessungen erforderlich.

3. Geh- Fahr- und Leitungsrechte (§ 9 Abs.1 Nr.21 BauGB)
Innerhalb der privaten Straßenverkehrsflächen sind zugunsten der Allgemeinheit und der jeweili-
gen Versorgungsträger der Wasserversorgung, der Abwasserentsorgung und der Energieversor-
gung, Geh-, Fahr- und Leitungsrechte festgesetzt. Für die Zuwegung zum Grundstück Nr. 48/64 
(Gartenfläche) ist zugunsten der Allgemeinheit und die Wasser- und Energieversorgung ein Geh- 
Fahr- und Leitungsrecht festgesetzt.

VII. Abfallentsorgung (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

1. Entsorgungs- und Verwertungskonzept
Vor der Realisierung von Abbruchmaßnahmen ist jeweils ein Entsorgungs- und Verwertungs-
konzept mit Angaben zu Art, Menge und Entsorgungsanlage, zu erstellen und dem Landkreis 
Leipzig, Umweltamt zur Kenntnis zu geben. Anfallende Abfälle zur Verwertung (unkontaminierter 
Bauschutt, Asphalt, etc.) sind entspr. § 5 Abs.2 Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz in Verb. mit 
dem SächsABG einer stofflichen Verwertung zuzuführen. Das Material ist vorher zu analysieren. 
Ebenso sind die anfallenden Garten- und Parkabfälle nachweislich einer stofflichen Verwertung 
zuzuführen. Das bei der Erschließung des Standortes anfallende Bodenmaterial  ist baubegleitend  
gemäß den Kriterien der LAGA zu untersuchen (vollständige Deklarationsanalyse gemäß LAGA 
-TR /9/). Gemäß den bisher vorliegenden Ergebnissen im  Ergebnisbericht des IB Beyer zur 
Bodenuntersuchung vom 01.02.2017 fällt der überwiegende Teil des Materials in die Zuord-
nungsklassen Z 0 / Z 1 und kann am Standort zu technischen Zwecken / in technischen Bauwer-
ken außerhalb der durchwurzelbaren Bodenschicht verwertet werden  (z.B. zur Verfüllung von 
Baugruben oder Landschaftsbauwerken).

Die geplante private Stichstraße der Erweiterungsfläche (2.Änderung) ist von Entsorgungs-
fahrzeugen nicht erreichbar. Es ist am vorhandenen nördlich gelegenen Wendehammer eine 
Containeraufstellfläche ausgewiesen.

VIII. Grünordnerische Festsetzungen (§ 9 Abs.1 Nr. 20, 25a BauGB)
1. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft

Maßnahme 1:  Befestigung von Stellplatzflächen § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB
Die Befestigung von privaten Stellplätzen ist so auszuführen, dass das auf den jeweiligen Flächen 
anfallende Niederschlagswasser innerhalb dieser Flächen oder an deren Rand weitestgehend 
versickern kann, soweit es die Verkehrssicherungspflicht zulässt.

2. Anpflanzungen von Bäumen und Sträuchern 

Maßnahme 2:  Begrünung nicht überbaubarer Flächenanteile § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB
Die gemäß festgesetzter Grundflächenzahl (GRZ) nicht überbaubaren Flächenanteile sind zu 
begrünen. Dabei sind wenigstens 20 % dieser zu begrünenden Flächen mit Bäumen und 
Sträuchern zu bepflanzen, wobei je angefangene 250 m² mindestens ein mittel- oder großkroniger 
Laubbaum zu pflanzen ist. Vorhandene Gehölze sind anzurechnen.

 Acer campestre - Feldahorn  (mk)
 Acer platanoides - Spitzahorn  (gk)
 Acer pseudoplatanus - Bergahorn  (gk)
 Betula pendula - Sandbirke  (mk - gk)
 Carpinus betulus - Hainbuche   (mk - gk)
 Fagus sylvatica - Gemeine Buche  (gk)
 Fraxinus excelsior - Gemeine Esche  (gk)
 Populus tremula - Zitterpappel  (mk - gk)
 Prunus avium  - Vogelkirsche  (mk)
 Pyrus pyraster  - Wildbirne  (mk)
 Quercus petraea - Traubeneiche  (gk)
 Quercus robur  - Stieleiche  (gk)
 Tilia cordata  - Winterlinde  (gk)
 Ulmus minor  - Feldulme  (gk)
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Anlage 4: Schallausbreitungsrechnung - Lärmpegelbereiche 

Lärmkarte – maßgebliche Außenlärmpegelbereiche (h = 4 m) 

Farblegende - Lärmpegelbereiche 
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